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Vorblatt 


Gesetz zum Übereinkommen vom 16. Dezember 1970 
zur Bekämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme 
von Luftfahrzeugen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Die zunehmende Zahl der Luftfahrzeugentführungen stellt nicht 
nur eine ernste Gefahr für Leben und Gesundheit der Luft- 
reisenden und Flugzeugbesatzungen dar; sie ist auch geeignet, 
den Betrieb von Luftverkehrsdiensten erheblich zu beeinträch- 
tigen und das Vertrauen in die Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
untergraben. Eine verstärkte Bekämpfung dieser kriminellen 
Erscheinungsform erscheint daher geboten. Dies kann wirksam 
nur durch international abgestimmte Maßnahmen für den 
Bereich der Strafverfolgung geschehen. 


B. Lösung 

Das Haager Übereinkommen vom 16. Dezember 1970, dessen Zu- 
stimmungsgesetz vom Rechtsausschuß abgesehen von einer 
verfassungsrechtlich gebotenen Ergänzung — einmütig gebilligt 
wird, soll die weltweite strafrechtliche Verfolgung von Luft- 
fahrzeugentführern sicherstellen und damit mögliche Täter von 
der Begehung einer solchen Handlung abschrecken. Das Über- 
einkommen verpflichtet die Vertragsstaaten: 

— die Luftfahrzeugentführung mit schweren Strafen zu be- 
drohen (von der Bundesrepublik durch das 11. Strafrechts- 
änderungsgesetz bereits erfüllt) ; 

— gegen Täter einer Luftfahrzeugentführung ausnahmslos die 
Strafverfolgung einzuleiten, soweit nicht Auslieferung an 
einen anderen Staat erfolgt; 

— Luftfahrzeugentführung als auslieferungsfähiges Delikt an- 
zuerkennen; 

— Passagieren und Besatzung eines entführten Luftfahrzeugs 
baldigst die Fortsetzung der Reise zu ermöglichen. 
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C. Alternativen 

wurden im Auschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

zum Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 16. Dezember 1970 zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Inbesitznahme von Luftfahrzeugen 

— Drucksache VI/3272 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) 
und Erhard (Bad Schwalbach) 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bun- 
destag in seiner 185. Sitzung am 4. Mai 1972 an den 
Rechtsaussdiuß federführend und an den Innen- 
ausschuß und den Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen mitberatend über- 
wiesen. Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner 92. Sitzung am 21. September 1972 be- 
raten. Die eine Billigung des Gesetzentwurfs emp- 
fehlenden Stellungnahme der mitberatenden Aus- 
sdiüsse lagen vor. 

Durch das vorliegende Haager Übereinkommen 
soll eine möglichst lückenlose Bestrafung von Luft- 
fahrzeugentführern erreicht werden. Das Tokioter 
Abkommen vom 14. September 1963 über strafbare 
und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, das von der Bundesrepu- 
blik Deutschland bereits ratifiziert worden ist 
(BGBL 1969 II S. 121; 1970 II S. 276), verpfliditet 
zwar die Vertragsstaaten, bei Luftfahrzeugentfüh- 
rungen Maßnahmen insbesondere zum Sdiutz der 
Fluggäste, der Besatzung und des Luftfahrzeugs zu 
ergreifen, es sieht jedoch keine besonderen Vor- 
sdiriften über die Bestrafung und Auslieferung von 
Luftfahrzeugentführern vor. Das jetzt zur Ratifizie- 
rung vorgelegte Haager Übereinkommen bringt 
nunmehr folgende Maßnahmen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen: 

a) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Luft- 
fahrzeugentführung — der Begriff der Luftfahr- 
zeugentführung wird in dem Übereinkommen 
international verbindlich umschrieben — mit 


schweren Strafen zu bedrohen. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland hat diese Verpflichtung bereits 
durch das 11. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
16. Dezember 1971 (BGBl. I S. 1977) erfüllt. 

b) Durch eine umfassende Zuständigkeitsregelung 
wird sichergestellt, daß in allen Fällen zumin- 
dest ein Vertragsstaat zur Aburteilung der Tat 
zuständig ist. 

c) Der Täter einer Luftfahrzeugentführung ist, 
wenn er nicht ausgeliefert wird, den zuständi- 
gen Behörden zum Zwecke der Strafverfolgung 
zuzuführen. Das weitere Verfahren richtet sich 
nach dem innerstaatlichen Recht; die Luftfahr- 
zeugentführung unterliegt insoweit keinem Son- 
derrecht. 

d) Die Luftfahrzeugentführung wird in dem Über- 
einkommen als auslieferungsfähiges Delikt an- 
erkannt. Im übrigen richtet sich die Auslieferung 
nach innerstaatlichem Redit und nach etwa be- 
stehenden zwei- oder mehrseitigen Ausliefe- 
rungsverträgen. 

Die vorgeschlagene Einfügung eines Artikels 2 a 
in das Vertragsgesetz hält der Rechts aus schuß nach 
Artikel 19 Abs. 1 GG für verfassungsrechtlich ge- 
boten. Artikel 9 des Übereinkommens, der die Ver- 
tragsstaaten verpflichtet, alle geeigneten Maßnah- 
men zu ergreifen, um die Herrschaft des rechtmäßi- 
gen Kommandanten über das Luftfahrzeug wieder- 
herzustellen oder aufrechtzuerhalten, kann Eingriffe 
in die Grundredite auf Freiheit der Person (Arti- 
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kel 2 Abs. 2 Satz 2 GG) sowie auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 GG) einschließen. Nach 
Auffassung des Rechtsausschusses muß deshalb 
nach Artikel 19 Abs. 1 GG im Vertragsgesetz aus- 
drücklich auf diese Einschränkungen der aufgeführ- 
ten Grundrechte hingewiesen werden. Dagegen hält 
der Ausschuß einen solchen Hinweis nicht erforder- 
lich im Hinblick auf Artikel 6 des Übereinkommens. 
Der Ausschuß legt diese Bestimmung in der Weise 
aus, daß Artikel 6 des Übereinkommens lediglich 
eine Verweisung auf das innerstaatliche Haftrecht 
bedeutet und keine selbständige Rechtsgrundlage 
für einen Eingriff enthält. 


Bonn, den 21. September 1972 

Dr, Amdt (Hamburg) Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3272 • — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß nach Artikel 2 ein neuer 
Artikel 2 a mit folgender Fassung eingefügt wird: 

„Artikel 2 a 

Die Grundrechte auf Freiheit der Person (Arti- 
kel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz) und auf Unver- 
letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Grund- 
gesetz) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes 
durch Artikel 9 des Übereinkommens einge- 
schränkt." 


Bonn, den 21. September 1972 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Amdt (Hamburg) Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 
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